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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zum Übereinkommen Nr. 105 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 25. Juni 1957 über die Abschaffung 

der Zwangsarbeit 

— Drucksache 605 — 


A. Bericht des Abgeordneten Varelmann 


Der Ratifikationsgesetzentwurf über die Abschaf- | 
fung der Zwangsarbeit wurde in der 51. Sitzung des | 
Deutschen Bundestages am 27. November 1958 ohne 
Aussprache dem Ausschuß für Arbeit überwiesen. 
Der Ausschuß beriet den Entwurf in seiner 33. Sit- | 
zung am 15. Januar 1959 und stimmte ihm nach 
Anhörung der Begründung durch den Regierungs- 
vertreter einstimmig zu. 

Der Ausschuß stellte fest, daß bereits nach dem 
Ende des zweiten Weltkrieges der Beseitigung der 
Zwangsarbeit besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
wurde. Die Hauptsysteme der Zwangsarbeit — ins- 
besondere diejenigen, die politischen und wirtschaft- 
lichen Zwecken dienten — waren dazu angetan, die 
Menschenrechte ernstlich zu bedrohen und die Frei- 
heit und Rechtsstellung der Arbeitnehmer zu beein- 
trächtigen. 

Das Übereinkommen Nr. 105 der Internationalen 
Arbeitsorganisation wurde auf der 40. Tagung der 
Internationalen Arbeitskonferenz am 25. Juni 1957 
angenommen. Es ist ein selbständiges Übereinkom- 
men. Eine Ergänzung zu dem bereits von der Bun- 
desrepublik Deutschland ratifizierten Übereinkom- 
men Nr. 29 über Zwangs- und Pflichtarbeit vom 
28. Juni 1930 bedeutet es nur insofern, als es sich 
gegen folgende Systeme der Zwangsarbeit richtet: 

a) als Mittel politischer Nötigung oder Erziehung, 

b) als Mittel zur Durchführung staatlicher Wirt- 
schaftspläne und -Programme, 

c) als Strafe für Verletzungen der Arbeitsdisziplin, i 


d) als Strafe für die Teilnahme an Streiks und 

e) als Maßnahme der rassischen, sozialen, natio- 
nalen oder religiösen Diskriminierung. 

j In der Bundesrepublik gibt es keine derartige 
Zwangsarbeit. Insoweit wird auf die Begründung zu 
Drucksache 605 (Seite 3), Inder die Zulässigkeit der 
zwangsweiisen Heranziehung von Strafgefangenen 
zu öffentlicher Dienstleistung sowie die Pflichtarbeit 
nach der Fürsorgeverordnung sowie die Fürsorge- 
erziehung enthalten ist, hingewiesen. 

Trotzdem ist es angesichts der besonderen politi- 
schen Bedeutung des Übereinkommens, das inzwi- 
schen von 17 Staaten ratifiziert wurde und zwölf 
Monate nach der Eintragung der zweiten Ratifika- 
tion am 17, Januar 1959 in Kraft getreten ist, drin- 
gend erforderlich, das Übereinkommen auch durch 
die Bundesrepüblik zu ratifizieren. Es würde in der 
Weltöffentlichkeit nicht verstanden werden und 
möglicherweise auch zu falschen Deutungen Anlaß 
geben, wenn die Bundesrepublik das Übereinkommen 
nicht ratifizieren würde. Die Ratifikation enthält ein 
grundsätzliches Bekenntnis zu den Grundrechten der 
freien Entfaltung der Persönlichkeit, ider freien Wahl 
des Berufes und des Arbeitsplatzes sowie der Frei- 
zügigkeit, aber auch zu den Idealen der freien Welt. 

Der Bundesrat hat in seiner 197. Sitzung am 
24. Oktober 1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzent- 
1 Wurf keine Einwendungen zu erheben. 


Bonn, den 21. Januar 1959 

Varelmann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 605 — unverändert 
nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 21. Januar 1959 

Der Ausschuß für Arbeit 
Scheppmann Varelmann 

V or sitzend er Berichterstatter 
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